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Einleitung
Wenn ich Jetzt ber das Thema »Körperschaftsrechte« und Irennung VO  -

Staat und Kirche? spreche, annn ich auf ein1ıges aufbauen, Was meılne Vor-
redner gesagt haben ® Das eine oder andere wird sich wiederholen, jedoch
nicht, Langeweile verbreiten, sondern weil MIr diese Aspekte
besonders emerkenswert erscheinen. Der Schwerpunkt liegt bei den
kritischen Punkten, den Nachteilen Rechtstorm der Körperschaft desöf-
tentlichen Rechts für eiıne Kirche, nicht bei den durchaus vorhandenen
Vorteilen.
ach einem historisch-juristischen Parforceritt werde ich mich der theolo-
gischen Seıite zuwenden. ıne ausgefeilte systematisch-theologische Ana-
Iyse annn ich leider nicht anbieten, aber vielleicht gelingt es MI1r doch auf-
zuzelıgen, w1e weitergedacht werden annn Dazu sollen auch meıline Überle-
sSUuNscCh dienen, miıt denen ich versuche, einen ersten Überblick ber recht-
liche Aspekte und theologischen Anspruch 1 Verhältnis zueinander
geben. Ich beschränke mich hierbei 1m wesentlichen auf die heutige Situa-
t1ıon ın Deutschland und Was die Religionsgesellschaften betrifft, auf
den Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden ın Deutschland
Körperschaft des öffentlichen Rechts, meılne eigene Kirche. Grundsätzlich
ware jedoch auch der Blick ber die Staatengrenzen wünschenswert, 7 B
ach Österreich, Frankreich, Italien, Schweden oder die USA *

[J)as Referat Wal angekündigt dem Titel » Die ‚Körperschaftsrechte« und die
Trennung VOonNn Kirche und Staat ın den Freikirchen«. Für d.le Druckfassung wurde über-
arbeitet und Anmerkungen erweiıtert.

Grundsätzlich ZUTLT Irennung VO  - Staat und Kirche Geldbach, Freikirchen Erbe,
Gestalt und Wirkung, Göttingen 1989 (Bensheimer Hefte /U), 43-45 | hie Freikirchen VeI-

etreten diese, » ummn der Freiheit der Kirche Z dienen und nicht, dem Christentum ZU
schnelleren Absterben verhelfen«: a.a.©).;

Vgl die Beliträge VOoNn Strübind, Irennung VO  - Staat und Kirche. Bewährung und
Scheiterns eınes treikirchlichen Prinzıps, 1n diesem Heft, 261-288

Natürlich kommen die dortigen Zustände VON teilweise sehr verschiedenen BC-
schichtlichen Voraussetzungen her, Was für das Verständnis nicht vernachlässigen 1St.
och annn dieser Blick über den Tellerrand lehren, da{s die deutschen Rechtszustände
nicht die eINZ1Ig denkbaren sind und kirchliches/gemeindliches Leben ennoch gedeihen
ann vielleicht besser?
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Nicht 1NSs Blickfeld kommt der Bereich des Arbeitsrechts, das VO  - den
Religionsgesellschaften ıIn Deutschland sehr frei gestaltet werden darf
viele gesetzliche Vorschriften gelten 1er nicht unmittelbar. Nicht ILUTL,
aber auch 1m Bereich des BEFG wird hiervon reichlich Gebrauch g_
macht, Arbeitnehmerrechte miı1ıt wohlklingenden Formulierungen 1m
Rahmen des 10324 » Dritten Weges« einzuschränken.® Vielleicht findet die-
S5e5 Thema, das weitgehend nichts mi1ıt den Körperschaftsprivilegien
tun hat, Ja bei einer anderen Gelegenheit eıne kritische Würdigung.
Hiermit steht auch eiıne andere Frage die miı1t den Körperschaftsrech-
ten nichts tun hat un dennoch Beachtung finden sollte: Wenn tat-
sächlich ist, da{fs früher das Recht die Aufgabe hatte, die Privaten VOT
dem Staat schützen, heute aber ın Zeiten der Globalisierung und des-
halh knapper öffentlicher Kassen der Staat VOT den Privaten bzw. der
prıvaten Wirtschaft geschützt werden muÄßs,® annn mu{ auch bald darüber
nachgedacht werden, w1e eigentlich mi1t der Irennung VO  - Kirche und
Wirtschaft bestellt ist./ [)as annn dieses Referat allerdings och wen1ıger
eisten. Ich darf mich daher Jetzt meinem Thema 7zuwenden.

Historisch-juristischer Aufrifs
Miıt der Reformation wurde die CNSEC Verbindung Von Staat und Kirche
nicht aufgehoben 1m Gegenteil, Landesherren und Räte gaben Anstöße
Z.UT Erneuerung der Kirche Luther entwickelte die Idee, In der damali-
A0 schwierigen Situation die Landesherren auch den obersten Kır-
chenmitgliedern machen. Was als vorübergehende Notlösung gedacht
Wal, verfestigte sich bald un fand In Deutschland bekanntlich erst 1918
se1n Ende, als die Revolution die Monarchien und mI1t ihnen den 508g
»Summepiskopat« beseitigte.
1ıne Generation ach Luther versucht der Schweizer Reformator Calvin
SarT, iın enf eine Theokratie installieren das gesamte Leben stand

der Herrschaft der Kirche. Als Trennungsmodell 1st das sicher
nicht anzusehen. enn Baptisten sich darauf berufen, weitgehend

Vgl hierzu allgemein Link, Für verständige Zusammenarbeit geschaften. Das Ver-
ältnis VO  z Staat und Kirche ın Deutschland, In Materialdienst der Evangelischen Zen-
tralstelle für Weltanschauungsfragen (MDEZW) 1998), 354-363; 359 361$* /uerst -
schienen ıIn der VO August 1998,

Das meılnt zumindest »der Berliner Baurechtsexperte Grigoleit «, zıtliert 1n »Dik-
Lat des Investors«. Tauschgeschäfte zwischen Städten und prıvaten Investoren gelten Kom-
munalpolitikern als vermeintlicher Könıgsweg aus der Finanzmisere. Juristen und Bürger
protestleren, In Der Spiegel Nr. VO August 1998, 62.65; 65, dort bezogen autf die
Kommunen.

Wer sich eın wen1g umschaut, wird schnell Beispiele dafür finden, dafß sich Baptı-
stengemeinden damit auseinandersetzen mussen, z B bei Angeboten/Anfragen In der
Nachbarschaft bauender Unternehmen. Erwähnt selen uch die In den In Deutschland
großen Kirchen sich greifenden Überlegungen ZUuU Thema 5Sponsoring.
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»calvinistisch« se1n 1sSt eın Modell annn auch möglich, WenNnn

Baptısten die Mehrheit bzw. die Macht iın einer Stadt/einem Land inne-
haben ?)
An Religionsfreiheit oder auch L1LUI Toleranz WarTr zunächst nicht den-
ken Angehörige einer anderen »Religionspartei« oder Sal Täufter WUT-

den 1U In seltenen Fällen geduldet, me1lstens verfolgt, oft ermordet. TrSst
ber die Jahrhunderte, miıt der Auftklärung, etzten sich In Deutschland
ach un ach Toleranz und Religionsfreiheit durch Gerade für die Frei-
kirchen WarTr CS hierbei oft sehr schwierig, einer gesicherten rechtli-
chen Existenz gelangen. Hier 1st nicht der Platz, dieses 1mM einzelnen
aufzuzeigen.
Interessant 1st NUL, da{s 1m Jahrhundert, als sich die Idee eıner ren-
NUuNngs VO  } Staat un Kirche entwickelte, während des sogeNnNannten Kul-
turkampfes die römisch-katholische Kirche Bismarck auf die dee
kam, auch ın Deutschland Staat und Kirche TenNnen Er scheiterte 1e-
doch Wilhelm b der se1ın Summepiskopat nıicht aufgeben wollte: Die
Abschaffung VOoO  - Privilegien der römischen Kirche hätte, da INa  — Ja »P e
ritätisch« se1n hatte (gegenüber den Großkirchen), dieselben Folgen
für die evangelischen Landeskirchen gehabt.*® Hätte Bismarck Erfolg g-
habt den Freikirchen ware vielleicht ein1ges Problemen erspart g..
lieben. Und Es ware vorbei SCWESCHN miı1t dem öffentlich-rechtlichen
Status der 1ın Deutschland großen Kirchen.
S0 aber blieb es 1mM rechtlichen Bereich eım Überkommenen, und s

blieh der Revolution VO  ; 19158 vorbehalten, eın Neues schaffen. Im-
merhin hatte s1€e die Irennung VO  e Staat und Kirche auf ihre Fahnen g..
schrieben. Und tatsächlich autete der Art 157 Abs der Weimarer
Reichsverfassung (WKV) » Es besteht keine Staatskirche.« Nur S50 radi-
kal konnten die Linken nicht se1n, da S1e das katholische Zentrum ür
eıne Koalition brauchten. Dieses WarTr auf die Sicherung der Rechte der
römisch-katholischen Kirche bedacht. Außerdem sollte die Finanzgrund-
lage der sogenannten » Volks«-Kirchen gesichert werden, und dieses sah
INa  } 1LUFr gegeben durch die Beibehaltung der ers 1mM Jahrhundert
eingeführten) Kirchensteuer.? ıne Steuer annn aber LLUTI VOoO  a einer Öf-

Vgl Scholder, Das Ende des Lalızısmus ZU Verhältnis VO  - Kirche und S5taat, 1n
ders., Die Kirchen zwischen Republik und Gewaltherrschaft, Gesammelte Aufsätze, hg
Vo  - Aretın Besıer, Berlin 1988, 35-43; 36f (Nachdruck aus Die eıit Nr.
VOoO November 1981).

Dieses kann nicht deutlich gesagt werden. Vgl Stenographische Reichstagsbe-
richte, Bd 328 »PL«, zıt1ert nach Schmidt-Eichstaedt, Kirchen als Körperschaften
des öffentlichen Rechts? Fine Überprüfung des öffentlich-rechtlichen Status VOoO Religi-
ONS- und Weltanschauungsgemeinschaften, öln Berlin Bonn München 19/5,
»Der Abgeordnete aumann bezeichnete den Titel ‚eıner Körperschaft des öffentlichen
Rechts] unwidersprochen als notwendigen Hilfsbegriff« Z Erreichung des Besteuerungs-
rechts«. Ebenso Weber, [Die Religionsgemeinschaften als Körperschaften des Ööffentli-
chen Rechts 1m 5System der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1966, (er zıtlert: »|
ZUT Erreichung des finanziellen Aufbaus«).
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fentlich-rechtlichen Institution erhoben werden. S50 kam es dem Art
137 Abs WRV: » Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften
des öffentlichen Rechtes, sSOWeIlt sS1e solche bisher Anderen Religi-
onsgesellschaften sind auf ihren Antrag gleiche Rechte gewähren,
Wenn s1e durch ihre Verfassung und die Zahl] ihrer Mitglieder die (Je“
währ der Dauer bieten B Der Kirchensteuereinzug auf Grund der
bürgerlichen Steuerlisten nicht durch das Finanzamt ! 11 wurde ıIn
Abs abgesichert.

Dieses 1st die Ausnahme Art 13/ Abs »Religionsgesellschaften erwerben die
Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen Rechts.« Das bedeu-
tet: Eine Religionsgesellschaft kann uch hne rechtlichen Rahmen ex1stleren. Will s1e
ber die Rechtsfähigkeit erlangen wofür sS1e ın aller Regel die Rechtstorm des ereins
wählen wird gelten die Vorschriften des Zivilrechts beim Verein zunächst 8821-79
BGB (allenfalls durchbrochen aufgrund spezieller religiöser Bedürfnisse der Religionsge-
sellschaft des erelns. Darauft kann hier nicht näher eingegangen werden). Für nähere
Informationen siehe Campenhausen, Staatskirchenrecht. Fin Studienbuch, ünchen

125-135
Da{fß aneben 1ın Abs überhaupt ıne öffentlich-rechtliche Rechtstorm ermöglicht werden
kann, liegt der Unterscheidung zwischen öffentlichem und prıvaten Recht In Deutschland.
Während 1mM Kaum des Privatrechts Gleichordnung das wesentliche Prinzıp lst, 1St 1M öffent-
lichen Recht hoheitliches Handeln und damit ber- und Unterordnung möglich. Beispiel:
Während In einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis (zumindest theoretisch) beide Seiten
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleichwertige Vertragspartner sind, 1st In einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis z B als Beamter 1St dieser In einem besonderen Gewaltver-
ältnis seinem Dienstherrn untergeordnet. (Besonders eutlich wird das daran, da{s UT für
Arbeitnehmer Tarifverträge abgeschlossen werden können stehen sich wel prinzipiell
gleichgeordnete Vertragspartner gegenüber. Die Beschäftigungs- und Besoldungsbedingungen
der Beamten, Richter und Soldaten werden hingegen einselt1g VO Dienstherrn festgelegt,
hierüber wird nicht verhandelt.) Offentlich-rechtliche juristische Personen wI1e der Staat,
Kommunen und Körperschaften des öffentlichen Rechts können sowohl privatrechtlich als
uch öffentlich-rechtlich handeln, Private können hingegen L11UT privatrechtlich andeln. DIie-
SE gilt uch für den Bereich der Religionsgesellschaften (daher sind 7 B Kirchensteuer und
Kirchenbeamte I11UI für öffentlich-rechtlich verfalßte Religionsgesellschaften möglich!). Aller-
dings sind hier In der Umsetzung (nicht In der Abgrenzung!) gewI1sse Ausnahmeregeln VO

allgemeinen, weltlichen Recht aufgrund der Religionsfreiheit beachten.
Der Kirchensteuereinzug durch das Finanzamt beruht auf Vereinbarung zwischen

Staat und Kirchen, verfassungsrechtlich abgesichert 1st nicht (diesen Findruck versucht
Campenhausen erwecken, Art Staat und Kirche, 1994, 1n Evangelisches Lexikon

für Theologie und Gemeinde ]/ Bd IL, Wuppertal Zürich 1994,)Vgl
hierzu Johnsen, [ Die evangelischen Staatskirchenverträge iın den Bundesländern
ihr Zustandekommen und ihre praktische Anwendung. Fin Werkstattbericht esonde-
161 Berücksichtigung des Wittenberger Kirchenvertrages VO  - 1993, 1n Zeitschrift für 'Vall-

gelisches Kirchenrecht (Zev. (1998) 182-222, 210-213 macht deutlich, da{f die Ein-
führung der Kirchensteuer ın d€l'l Bundesländern 1n den evangelischen Landeskir-
chen keineswegs selbstverständlich WAal, sondern heftig diskutiert wurde. Würde die KITr-
chensteuer aufgrund der Verfassung VoO Finanzamt eingezogen, ware diese Diskussion
überflüssig SCWESCH, da das Grundgesetz schon galt Die »bürgerlichen Steuerlisten«
könnten verfassungskonform uch kircheneigenen Stellen ZUT Steuererhebung ZUT Verfü-
SUNs gestellt werden. Da{s dieses technisch derzeit sehr schwierig ware (Link, Zusammen-
arbeit, 361), 1st iıne andere Sache
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Im Grunde WarTr also vieles e1ım Alten geblieben, bis heute wird dieser
Zustand »hinkende Irennung VO  aD} Staat und Kirche«12 geNanntT, bzw.
»gelockerte Fortsetzung der Verbindung Von Kirche und Staat«. ®
Allerdings meılinten die Freikirchen, Jetzt Morgenluft wiıttern, sahen
ihre Zeit gekommen und strebten dem öffentlich-rechtlichen Status, der
Gleichstellung miı1t den Großkirchen, 711.14 Was verwunderlich 1sSt Denn
In herrschender Lehre der Juristen wI1e auch ın der Praxis des Staates
WarTr fast In der Gesamtzeit der Weilmarer Republik klar, da{s der öffent-
lich-rechtliche Status auch eiıne besondere Staatsautfsicht ach sich
zieht . 1> Wie dem auch sel, oft kam es nicht ZUT Verleihung der Rechte
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts?®, oder doch erst sehr späat;teilweise erst 1mM Dritten Reich In dieser Zeıit stellte eiıne Verleihung der
Rechte eiıiner Körperschaft des öffentlichen Rechts In jedem Falle eine g...
WI1sse Anerkennung durch den Staat dar, zumindest In den Augen der
Kirchen 18 Für das Kegime War die Verleihung ohl eher Mittel 43
Zweck (wı1e das Beispiel der Instrumentalisierung der russisch-orthodo-
Cn Auslandskirche die Sowjetunion zeigt).”” Da{ß der öffentlich-
rechtliche Status einen Schutz bot, 1st verneılnen: uch Synagogenge-

Stutz, Die päpstliche Diplomatie Leo II1 nach den Denkwürdigkeiten des
Kardinals Domenico Ferrata, Abh Preufß Akademie Wiss. Jg 2 / Phil.-Hist. K / Finze-
lausgabe 1926; Anm R nach Campenhausen, Staatskirchenrecht, 4 / Anm

Scheuner, Kirche und Staat In der LLEUETIEN deutschen Entwicklung, In ZevKR
(1959/60), 245
I /war hatte schon einzelne Gemeinden und »kleine« Kirchen mıiıt Körper-schaftsrechten gegeben. Diese Gemeinden tallen un: die Regelung des Art. 13/ Abs

WRV, der 1. V.m Art 14() bis heute gilt Für die Kaiserzeit 1st deren Bedeutung Je-doch nicht als allzu hoch einzuschätzen. Vgl für den Baptısmus Balders, Kurze (“
schichte der deutschen Baptisten, 1n ers. (Hg.), Ein Herr, eın Glaube, ıne Taute 150 Jah-

Baptistengemeinden in Deutschland Festschrift, Wuppertal Kassel
62% mıiıt 871 Anm F Dieser Komplex 1st ıne eigene Untersuchung wert

E Dieser »Korrelatstheorie« widersprach allerdings später eıne nicht unbedeutende
Minderheit, vgl Weber, Religionsgemeinschaften, 5 / und Schmidt-Eichstaedt, Kır-
chen, 37 Vgl auch Campenhausen, Staatskirchenrecht, 41£, MmMI1t Literaturhinweisen 1ın
Anm

16 bei den Adventisten, vgl eıffer, [)as Verhältnis der deutschen Adventi-
Sten Staat und Gesellschaft,eIn Vereıin ZUTYT Förderung der Erforschung frei-kirchlicher Geschichte und Theologie e.V. (VEfGT) (Hg.) Referate des SymposionsApril 1991, Münster 0.J., 36-39;
I Vgl Strahm, [)as Verhältnis der deutschen Methodisten Staat und Gesell-

schaft 1n den Weimarer Jahren, In / Referate, 31-35; 397 Zu einer WIr.  ichen
Gleichberechtigung bzw. -behandlung kam ennoch nicht. Vgl aaı o PE Zu den
Baptisten vgl Balders, Kurze Geschichte, 8 Y Anm T7

15 Mit der Anerkennung als öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaft schien für VIe-
le wohl eın gewIlsser Schutz verbunden SeIN. Vgl Weber, Die leinen Religionsge-meinschaften 1m Staatskirchenrcht des nationalsozialistischen Kegimes, 1ın Gedächtnis-
schrift für Walter ellinek, München 1955 102
I Vgl hierzu Thöle, Orthodoxe Kirchen In Deutschland Bensheimer Hefte 85),

Göttingen 1997,
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meinden Körperschaften des öffentlichen Rechts. Ihnen wurde
dieser Status 193585 gc vorbei Warl es mıiı1t dem »Schutz«.20 Und
ın der DDR hatte der Körperschaftstatus auch AT lange und sowelt
Bestand, wI1e 68 dem KRegime genehm war.41
Gefüllt wurden die Vorschriften der WRV durch völkerrechtliche
Vertrage der Länder miı1t dem »Heiligen Stuhl« und durch Kirchenver-
trage mıiıt den Landeskirchen.*? Vorreiter WaT die römisch-katholische
Kirche, die aufgrund ihres 1917 verkündeten, zentralistischen Kirchen-
rechts sich nicht die Chance entgehen ie{s und PCHE Verträge 1m Sinne
des Codex lurıs C'anonicı aushandelte. Die Landeskirchen, die sich
ach dem überraschenden Ende des Landesherrlichen Kirchenregiments
N  z orlentlieren mußten, forderten gleichwertige und gleichzeitige Kır-
chenverträge und bekamen sS1e auch Inhaltlich bestand arüber hinaus
auch weitgehend Gleichartigkeit: [)as heißt, Inan Oorlentierte sich, Was die
Theologie angeht, ach römisch-katholischer Theologie ausgehandel-
ten Verträgen. DDamıiıt hatten sich die evangelischen Landeskirchen auf e1-
nen römisch-katholischen Kirchenbegriff eingelassen.
Als ach dem Weltkrieg das Grundgesetz ausgehandelt wurde, scheute
INa sich offensichtlich, ın der Kirchenfrage Neues [)a
INa dem Grundgesetz 1UT einen vorläufigen Charakter beilegte,
entschied 1Nan sich dafür, die entsprechenden Bestimmungen aus der
WRV ZU »inkorporieren«.  23 Nun, c5 kam anders: und Kirchenartikel

Weber, Religionsgemeinschaften, 105 Der staats-»kirchen«-rechtliche Niederschlag
der Judenverfolgung außerte sich 1mM Entzug der Körperschaftsrechte: [)ie 5Synagogenge-
meinden wurden rechtsfähigen, zivilrechtlichen Vereinen mit Kegisterzwang, ın deren
innere Verhältnisse mit mehreren Verordungen eingegriffen wurde. Aufgrund des natıo0-
nalsozialistischen Rassenwahns, der sich zuerst die Juden richtete, überrascht den
ert. lediglich, da{fß diese rechtlichen Unterdrückungsmaisnahmen die Gemeinden
TST 1938 begannen. An diesem Beispiel kann deutlich werden, da{ßs ine Diktatur M einem
angeblich sicheren und vorteilhaften Rechtsstatus zunächst ar nicht sofort rütteln muds,
sondern mit Unterdrückungsmafsnahmen durchaus auf einer anderen Fbene (2.B. »Ras-
se«-»Gesetzgebung«) beginnen kann

Vgl Campenhausen, Staatskirchenrecht, 146, Anm
Zu diesem Absatz vgl Scholder, Eugen10 Pacelli und arl Barth Politik, Kirchen-

politik und Theologie In der Weimarer Republik, ın ders., Kirchen, 98-110; 100-105.108
&3 »Sowohl 1mM Interesse der Kirchen wI1e der politischen Gesamtheit« ollten diese

Dinge »besser unberührt« Jleiben wird »eın Abgeordneter« (welcher, bleibt unklar,
geNAUSO wıe, ob die »Kirchen« 1er alle Kirchen meılınen der 11UT die Großkirchen) zıitiert
VO  - Köttgen, Kirche 1m Spiegel deutscher Staatsverfassung der Nachkriegszeit, 8 Y 1ın

Quaritsch Weber Hgg Staat und Kirchen ıIn der Bundesrepublik Deutschland.
Saatskirchenrechtliche Aufsätze Bad Homburg vd Berlin Zürich 196/,
79$$ ohl nicht zuletzt kam hierzu, autkommende Gegensätze ın der Kirchenpoli-
tik auszuklammern (D. Hesselberger, Das Grundgesetz, Kommentar für die politische Bil-
dung, Bonn 339 die wohl 1UT sehr schwer überbrücken SCWESECH waren. Als
Folge »heftiger Auseinandersetzungen« (E. Fischer, Irennung Vo  - Staat und Kirche. Die
Gefährdung der Religionsfreiheit ın der Bundesrepublik, Frankfurt a.M Berlin
170f) wurde der heute vorliegende Kompromifs geschlossen. Vielleicht kam azu MNUT

HA des »unklaren Übergangscharakters« Weber, DIie Gegenwartslage des Staatskir-
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gelten heute, ber das Ende der »Bonner Republik« hinaus, immer noch,
VO  —_ einem Übergangscharakter annn also keine Rede mehr sSeIN. Vertrags-
kirchenrechtlich Setzte sich fort, Was ın der Weimarer Republik begonnen
wurde: Es wurden VO  E beiden ın Deutschland großen Kirchen Verträge
miı1t dem Staat geschlossen. Da VO  3 einer Staatsaufsicht?* jetzt bald keine
Rede mehr Walfl, sind diese VO  - einem »partnerschaftlichen« Charakter g_
prägt.“> Vorreiter war Jetzt der Loccumer Vertrag zwischen den evangeli-
schen Landeskirchen ın Niedersachsen und dem Land Niedersachsen. .26 In
den etzten Jahren wurden auch entsprechende Verträge ın den
Bundesländern geschlossen.?”
Was 1st wichtig diesen Verträgen? Freikirchen haben keine ent-
sprechenden Kirchenverträge miı1t dem Staat abgeschlossen, sich also
auch nicht daran Orlentiert. Jedoch Kirchenverträge sind auch Gestal-
tungsmittel des Staatskirchenrechts.?8® Was 1n ihnen bestimmt wird, kann
also zumindest mental auch Einflu{£ auf nicht vertragschließende Re-
ligionsgesellschaften haben Das mu{fs nıiıcht unbedingt schlecht se1in
sollte den Freikirchen aber auch nicht egal se1ın, Was 1n diesen Verträgen
steht und vielleicht VO theologischen Interessen gepragt ist, die nicht
die ihren sind.?°9 Und Verzichten Freikirchen darauf, Kirchenverträge ab-
zuschließen, nehmen s1e auch Gestaltungsspielraum des Staatskirchen-
rechts, den s1e aben, nicht wahr. Allerdings scheint bis heute der Fin-
druck erweckt werden wollen, 1Ur mi1t den großen Kirchen dürfte

chenrechts, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer
(VVDStRL 11 1954), 171), den das Grundgesetz haben sollte. Quaritsch, Kıir-
chen und Staat, Verfassungs- und staatstheoretische Probleme der staatskirchenrechtlichen
Lehre der Gegenwart, 2862 ın ers. Weber Hgg.), Staat und Kirchen, gibt die Not-
wendigkeit einer politischen Lösung A bedenken.

2 Aufgrund der Körperschaftsrechte, vgl Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfGE) 6 / 1I

2 S0 z B Scheuner, Kirche und Staat, 259 mmerhin ist dieses auch och B Zeiten
der BR[I) verneılnt worden: Merk, [Aussprachebeitrag], ın [dDie Gegenwartslage des
Staatskirchenrechts, VVDStRL 11 1954), 234; Fischer, Irennung, 213

26 Pırson, Art Vertragsstaatskirchenrecht, 3817, ın Evangelisches Staatslexikon
ESTtE) Bd IL, Stuttgart Campenhausen, Art Staat, 1894 eıitere 142
teratur bei ders., Staatskirchenrecht, 5 / Anm

Q Ders., Art Staat, ders., Staatskirchenrecht, 5/-59 Vgl hierzu Krefß, [dDie
evangelischen Staatskirchenverträge ın den nNeuen Bundesländern, Tragfähig für dxe Rolle
der Kirche ın der säkularen Gesellschaft?, ın Materialdienst des Konfessionskundlichen
Instituts Bensheim MDKI 13997 23-28; Fleischmann-Bisten, Staatskirchenverträ-
C des Vatikans mıiıt den Bundesländern, 1ın MDKI )/ /4-/6; ausführlich
Johnsen, Staatskirchenverträge, 18622727

758 Pirson, Art Vertragsstaatskirchenrecht, Hesse, Art. Kirche und Staat,
1n EStL I/ Stuttgart 1566

29 Geldbach, Missıon und Okumene, 1ın FKKF Nr. 102-114; 110, beschreibt
die Wirkung der Staatskirchenverträge da{s »anderswo erfolgreiche Kirchen klein
gehalten werden«.
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bzw. könnte der Staat Verträge abschließen.®0 Diese Ansicht 1st jedoch
strikt abzulehnen: Der Grundsatz der Parıtat der Religionsgesellschaften
des öffentlichen Rechts 1st VON den Verfassungsgebern der WRV wI1e des

eindeutig bejaht worden und darf nicht 1ın sein Gegenteil verkehrt
werden. Wenn VO  3 einer Freikirche oder einer anderen Religionsgesell-
schaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts 1Sst, also der Wunsch
ach einem »Kirchen«-Vertrag geäußert wird, 1st hierüber zumindest
ernsthaft verhandeln und, sofern nicht eiıne Seite uUuNaNsSCMESSCHNE
Forderungen stellt, auch eın Vertrag abzuschließen.?!

Vgl Hesse, Art. Religionsgesellschaften, 1n EStL Bd 1L, Pirson,
Art Vertragsstaatskirchenrecht, 3825, sagt dieses ebenfalls nicht eXxpress1s verbis, scheint
aber uch ın diese Richtung denken. Lange wurde (und wird) N die » N1-
vellierung« der ın Deutschland großen öffentlich-rechtlichen verfaßten Religionsgesell-
schaften (z.B. die evangelischen Landeskirchen) mıiıt den ın Deutschland kleinen Kirchen
und Glaubensgemeinschatten (z.B BEFG, Neuapostolische Kirche) angeschrieben und
getan, als ob die rechtliche Gleichstellung als Ausdruck des religiös neutralen Staates und
damit der Religionsfreiheit ganz Schlimmes se1l Hesse, Art S5Staat, 1553, verknüpft
dieses ausdrücklich mit der Vertragsfrage: »daß der nivellierenden Bezeichnung ‚Re-
ligionsgesellschaft: zwischen Klirche]n und kleineren Religionsgemeinschaften sic! eın
uch rechtl[icher] Unterschied besteht, WIT'! d daran deutl[ich], da{ß die Rechtsbeziehungen
zwischen Stlaat| und Klirchen] nunmehr zunehmen!: auf die Basıs VON Verträgen gestellt
werden.« Grundlegend Heckel, Kirchengut und Staatsgewalt, 1n Rechtsprobleme In
Staat und Kirche, Festschrift für Rudolf Smend, Göttingen 1952, 108f$; »Man hat

TrTeI Gruppen VO  — Religionsgemeinschaften auseinanderzuhalten. Die großen Kirchen
stehen der 5Spitze. Es sind die schon 1 Heiligen Römischen Reich Deutscher Natıon
öffentlich aufgenommenen Ihnen folgen auf der Stufe VOIN Verbänden des Verwal-
tungsrechts die sonstıgen als öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannten christli-
chen und nichtchristlichen Religionsverbände sic!| (Weltanschauungsgemeinschaften).
[IDen Schlufs bilden die Religions- und Weltansschaungsgemeinschaften des Privatrechts.«

Weber, Gegenwartslage, 255 gab unumwunden » Die Verfassung will Ja gerade, und
das sind WIT verpflichtet respektieren, die Gleichstellung, die Parıtäat. ber diese Parıtäat
annn nıcht weılt reichen, wıe die Weimarer Verfassung wollte, die wirklich das (Ganze
nivellieren wollte. Fine solche Nivellierung 1st einfach nıcht möglich.« eıtere Nach-
welse bei Schmidt-Eichstaedt, Kirchen, ö/, Anm &7 Fın Anklang hieran findet sich bei

Mangoldt lein Campenhausen, Grundgesetz, 1 / Aufl München 1991, Art
140 CC/A37 Abs WRV dnr. 163 Campenhausen, Staatskirchenrecht, 4 Y konstatiert:
»Dabei ührten die Verträge einer Differenzierung zwischen den großen und den klei-
NEeMN Religionsgemeinschaften, die die schematische Bezeichnung als Religionsgesellschaf-
ten Luüugen strafte. Denn die vertragliche Heraushebung der Kirchen 4aUus der Reihe derüb-
rıgen religiösen Körperschaften des öffentlichen Rechts anderte deren Rechtslage 1mM
Vergleich den kleinen Religionsgemeinschaften.« Deutlich für die Parıtäat Heckel,
[Die religionsrechtliche Parıtat, 1n Handbuch des Staatskirchenrechts (HdbStKirchR) Bd 15

569-622; 605-608; Lüder-Solte, Die Organisationsstruktur der übrigen als öffent-
liche Körperschaften verfaßten Religionsgemeinschaften und ihre Stellung 1m Staatskir-
chenrecht, 1n a.a.Q., 417-436; 428; Link, Zeugen ehovas und Körperschaftsrechte, ın
ZevKR )/ 1-54;

Verträge sind abgeschlossen worden miıt der Freireligiösen Landesgemeinschaft Nıe-
dersachsen, üdischen Gemeinden (an diesen beiden Beispielen wird die Problematik VON

Begriffen wWwI1e Staatskirchenrecht, Kirchenvertrag etiCc. recht deutlich), Altkatholischer KIr-
che, Russisch-Orthodoxer Kirche Nachweise bei Campenhausen, Staatskirchenrecht,
157 ext und Anm 19$.
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Ansonsten aber haben die Freikirchen, sotern sS1e denn Körperschaften
des öffentlichen Rechts sind, allen degNUNgEN des öffentlich-rechtli-
chen Status Anteil.°2 Für Freikirchen dürften die diversen Kostenbe-
freiungen, InNnan denke 1UT die resC Bautätigkeit der Gemeinden, VOI1
Interesse se1n. Wenn s1e einzelne Rechte, wıe die Kirchensteuer oder das
Recht auf eıgene Hochschulen, niıcht ıIn Anspruch nehmen, liegt das
ihnen, nicht Staat.
Es geht ihnen gut 1m Zustand der »hinkenden Irennung« diesem A116«
druck wird übrigens VO der herrschenden Meinung nicht widerspro-
chen, eine vollständige Irennung gibt c5 also nicht. Die Nachteile, die
oibt, fallen zumindest derzeit nıiıcht 1Ns Gewicht, insbesondere die (4e-
nehmigungspflicht VO  P Verfassungsänderungen. uch die eCue Verfas-
SUuNg des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden ıIn Deutschland,
Körperschaft des öffentlichen Rechts, VO  3 1992 mudßte erst VO hessi-
schen Staat genehmigt werden, bevor s1e 1ın Kraft treten konnte. ® Und
selbst wenn sich 11UTI 1mM formalen Bereich Widerspruchsrechte befinden
und der Staat sich NUTL, WenNnn 61 tatsächlich widersprechen will, och au -
ern mu hne ihm die Verfassungsänderung vorzulegen, läuft nichts.
Die Bindung das öffentliche Recht scheint, sofern sich nicht
geistliche oder innerkirchlich-organisatorische Fragen andelt, keine Pro-
bleme bereiten. Allerdings 1st die Frage Wo ist die Grenze des rein
geistlichen innerkirchlichen Rechts ziehen 754
Und, dieses scheint mMI1r fast wichtigsten: Idie derzeitige Rechtslage,
durch die auch uUunNnseTeEeNI Bund rechtlich gut geht, entspricht der
heute »herrschenden Meinung«. Wer Sagt denn, da{ßs sich diese Meinung
bzw. die Praxıis! nicht auch irgendwann wieder ändern kann? Sel
rück ZU Alten, se1 aufgrund VO  - nıcht mehr christlich gepragten
(Aufsichts-)Beamten ın den Aufsichtsbehörden und entsprechenden
Staatsrechtslehrern, Verfassungsrichtern und weıter, einer eher
kirchenfeindlichen, freikirchenunfreundlichen oder SONsStwIe ungunst1-

E} Kurz gesagt: diverse Abgabenbefreiungen, Kirchensteuerrecht, Recht auf eıgene
Hochschulen, Parochialrecht, staatliche Rechtshilfepflichten, grundsätzlich Dienstherrenfä-
higkeit (d.h. Beamte einstellen können, die tendenziell wenıger Rechte als Arbeitnehmer
haben, dafür ber uch einen öheren Fürsorgeanspruch), Strafrechts-Schutz für Titel eicCc
Einen Überblick bietet Campenhausen, Staatskirchenrecht, 256-309

E Art der Verfassung des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden ın
Deutschland, 1n Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In Deutschland dA0,R.,
(Hg.) Verfassung, beschlossen VO Bundesrat Maı 1992, iın Kraft gesetzt
uli 1992 durch die Genehmigung des Hessischen Kultusministeriums, Bad Homburg
v.d 0.J Die Genehmigung wurde VO Hessischen Kultusministerium erteilt mi1t dem
Aktenzeichen VI 206

» Das groise Dilemma entzündet sich allerdings der bisher ungeklärten und wohl
uch kaum Je zufriedenstellend klärbaren Frage, ab welchem Punkt die Kontrolle der
staatlichen Jurisdiktion beginnt bzw. endet.« Müller-Volbehr, Körperschaftsstatus und
Sachenrecht der Kirchen, in ZevkR 33 1988 159
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gCch Interpretation.”” Was 1st, wenn dieses Land auf einmal VO  ; einer
geistlichen Erneuerung”® ergriffen wird, die aus den (scheinbar) tragen
Volkskirchen etwa Sganz anderes macht, als WIT es kennen wI1e WUur
sich das auf die Interpretation der Kirchenartikel auswirken? Nicht
leichtfertig übergehen sollte INan ın diesem Zusammenhang Stimmen
un Kräfte in der römisch-katholischen Kirche, die nicht zuletzt auf-
grund der Problematik den S 215 StGB eıne stärkere Distanz ZU

Staat befürworten, aber auch die Priesterausbildung den Universitä-
ten problematisieren.”” Sollten sich diese Einflüsse verstärken, 1st es miı1t
dem gegenwaäartıgen Ruhezustand vielleicht schneller vorbei, als WIT unls

heute vorstellen können. Die Auswirkungen auf das Staatskirchenrecht
waren unvorhersehbar.
Bemerkenswert 1st auch Falls sich eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts auflösen will, bedarf s1e dafür der Genehmigung des Staates,
denn eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ann sich nicht einfach
WIeEe eın Verein selbst auflösen.® Zumindest eıne ormale Feststellung
hierüber hat der Staat bei religiösen öffentlich-rechtlichen Körperschaf-
ten treffen.
Etwas anderes Bemerkenswertes: Die Kirchenaustrittsgesetze gelten für
alle Religionsgesellschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts
sind,>? nicht LLUI £ür die steuererhebenden. [)as heißt Der Austritt aus

einer Baptistengemeinde 1St nicht eiım Pastor oder Gemeindeleiter
erklären, sondern Je ach Landesrecht auf dem Amtsgericht oder
dem Standesamt. Zumindest für die Gemeinden, die selber Körper-

Persönlicher 1nweIls auf diese denkbare Situation VO  3 Erich Geldbach Nicht mehr
christlich gepragt müßte dabei nicht einmal unbedingt religionsfeindlich, atheistisch 0.a
heißen, vorstellbar 1st uch eın starker »esoterischer« Einschlag, der einem Problem
werden könnte: Vgl H.J. Kuppert, Esoterik heute. Altes Wiıssen auf egen, 1n

61 25/7-273, der neben SCHAUCIEN Differenzierungen uch Problemanzei-
sCcH aQus christlicher Sicht bringt. Erwähnenswert erscheint mMIr jerbei insbesondere der
dort wiedergegebene Vorwurt die Esoterik, möglicherweise »ausbeuterische Systeme
rechttertigen, rassistischen Vorurteilen niıcht konsequent und eindeutig entgegenzutreten

der einer Ideologie sozialer Ungleichheit verkommen« Nun stelle
INa sich gepragte Autseher bei der Ausübung ihrer Autsicht über die immer uch dia-
onisch (und damit ben uch sozlal) handelnden christlichen Kirchen VOT

36 Im Sinne einer erwecklichen, charismatischen, evangelikalen 0.a. Frömmigkeit.
Vgl Schuck, Deutlichere Irennung VO  - Kirche und Staat? 15() Jahre nach der

Nationalversammlung In der Paulskirche 1848, 1n MDKI 41{£, der einer solchen
Entwicklung allerdings offensichtlich keine ernsthaften Chancen einraumt.

35 Wıe der Errichtungsakt einer Körperschaft des öffentlichen Rechts durch (Gesetz
der auf Grund eınes (jJesetzes erfolgen hat (»>durch einen| hoheitlichen Akt, wI1e 1mM-
IMel ZU Ausdruck gelangt«, Eichler, Die Verfassung der Körperschaft und Stit-
tung, Berlin 1986, 62), gilt dasselbe uch für die Beendigung: »Grundsätzlich haben
die Mitglieder nıcht In der Hand, dle Körperschaft VOIN sich aus aufzulösen; ebensowenig
sind s1e 1n der Lage, durch die Anderung des Aufgabenkreises die Korporatıon Fall
bringen I« Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, Bd I/ München 1019/3, 493

S0 uch Campenhausen, Der Austritt aQauUus den Kirchen und Religionsgemein-
schaften, 1n HdbStKirchR Bd 1I 777-785,/79
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schaftsrechte haben, triıfft dieses Wenn die anderen Gemeinden Je*
doch auch davon partizipieren,“” da{fß der Bund Körperschaft des Öf-
fentlichen Rechts 1st, ann ware das auch ler Polemisch überspitzt
darf VOT diesem Hintergrund daher gefragt werden: Ist schon einmal Jer
mand rechtskräftig aus einer Baptistengemeinde ausgetreten 741
Hıer 1st och darauf hinzuweisen, da{s die Kirchenartikel (d.h Art 140

1i \m Art 136-139.141 WRV) nicht besonders geschützt sind (1im
Gegensatz ZU Grundrecht der individuellen Religionsfreiheit aus Art
Abs un 2G6G, das durch Art geschützt wird). Mıt eintacher
verfassungsändernder Mehrheit können diese Artikel also geändert oder
abgeschafft werden. uch Wellll heute nicht danach aussieht eın
Mensch weilßs, Was 1ın ein1ıgen Jahren 1st oder 1m Zuge der europäischen
Einigung och auf uns zukommt (auch wenn die deutschen Großkirchen
kürzlich eine weitgehende Beibehaltung des Status qUO In den Miıt-
gliedsstaaten, also auch des Körperschaftsstatus und des Kirchen-
steuereinzugs In Deutschland, durchsetzen konnten.*< Geftällt unls Frei-
kirchlern dieses ngagement eigentlich?)

Der Bund hat Körperschaftsrechte, die angeblich autf die Gemeinden ausstrahlen.
Die wenıgen Nachteile, die mMI1t diesen Rechten für den Bund verbunden sind, mussen
ann allerdings ebenftalls auf die Gemeinden ausstrahlen. ZuU den Rechten vgl Anm
Kurz gesagt.: diverse Abgabenbefreiungen, Kirchensteuerrecht, Recht auf eigene Hoch-
schulen, Parochialrecht, staatliche Rechtshilfepflichten, grundsätzlich Dienstherrenfähig-
keit Beamte einstellen können, die tendenziell wenıger Rechte als Arbeitnehmer ha-
ben, dafür ber uch einen öheren Fürsorgeanspruch), Strafrechts-Schutz für Titel eiC

Einen Überblick bietet Campenhausen, Staatskirchenrecht, 287-309 A den Nachteilen
gehört uch nach herrschender Meınung ıne gewIlsse Staatsaufsicht, ıne Bindung das
öffentliche Recht, kirchliches Recht mıi1t staatlichem Recht In Berührung kommt, bis
hin ZU Eröffnung des nıcht gegebenen ordentlichen Verwatungsgerichtsweges,
ıne Auftsicht über den Charakter staatlich anerkannter kirchlicher Hochschulen als Hoch-
schulen (d 7 B Anforderungen die Stundentatel und Vorbildung der Professoren,
nicht ber Überprüfung inhaltlicher Art).

41 Hier liegt natürlic eın Ansatzpunkt VOTILP, dl€ leicht negatıve Mitgliederentwicklung
des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden ın Deutschland, Körperschaft des öf-
tentlichen Rechts, aufzufangen. ber ernsthaft: ıne rechtlich saubere Lösung könnte m.E
se1n, da{fß ZU einen hier nicht wIı1e bisher n wird, als ob die Kirchenaustrittsgesetze
uUuls als christliche Gemeinden nichts angıngen (für die Einkommenssteuererklärung wird
Ja uchI gefordert, da{s der Christ sich gesetzestreu verhalten habe), ZU anderen
Austrittswillige trotzdem nicht ZUT staatlichen Stelle gehen, sondern die Gemeinde
Streichung 0.a bitten. Theologisch ware dieses vertretbar: DIie Irennung VOIN Staat und
Kirche wird uch bel Beendigung VOIN Mitgliedschaft durch » Austritt« wiederherge-
tellt, eiıne Streichung erscheint MIr vereinfacht gesagt ann als legitim, WEell eın Glied
deutlich erkennen gibt, da{fs keinen Kontakt ZUT keine Mitgliedschaft In der (S6=
meinde mehr wünscht, 7B wenll ben »Streichung« bittet.

Brenner, Politische Willensbekundung. Europäische Union achtet den Status der
Kirchen, 1ın MDKI )I Of. FEtwas kritischer 1m Vorteld Grote, Religionsgemein-
schaften und Europäische Union, 1ın MDKI 32%. und der Methodist 01gt,
»Religionsartikel« für die Fortschreiben Festschreiben, 1n MDKI )/ 109f£,
der ine freikirchliche Betrachtungsweise In die Diskussion einbringt.
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Nicht VETgESSCH werden darf jedoch, da{s viele Freikirchen und andere
Religionsgesellschaften privatrechtlich verfaßt sind ach herrschender
Meınung bedeutet dieses einen niederen rechtlichen Status: 50 wird
iImmer wieder eine Beendigung des öffentlich-rechtlichen Status
argumentiert, da{fß die Grofßikirchen nicht 1Ns Privatrecht »herabge-
drückt«® S1IC!) werden dürften! Die öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaften (sprich: DDie » Volks«-Kirchen) sind eben ber die anderen
»herausgehoben«
Und, wI1e erwähnt, es wird teilweise die juristische Gleichwertig-
elt der kleinen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften mıiıt den
großen verneılnt. Es ann nicht oft gesagt werden: Dieses i1st g...
sCch Geist und Buchstabe der Verfassung.

Ekklesiologischer Anspruch
Was freikirchliche, insbesondere baptistische Theologen ZU Ver-
hältnis VO  — Staat und Kirche? Ich beginne zunächst einmal bei den SUsSC-
nannten » Vätern« des deutschen Baptısmus.
Köbner schreibt 18548 In selInem »Manitest des freien Urchristentums
das deutsche Volk«, nachdem e Religionsfreiheit für Christen, uden,
Moslems und alle anderen gefordert hat » Bleibt eine [Religionspartei]
oder bleiben mehrere 1mM Besitze besonderer Vorrechte, werden sS1e
ımmer wieder gereı1zt werden, sich des ihnen gelassenen weltlichen Ap-
parates bedienen, sich selbst erheben und andere erdrücken.
Wer aber redlich miıt sich und selner Partei meınt, der fürchtet sich
VOT solcher Schande, VOT solchem geistlichen Schaden, der wünscht eın
Vorrecht, dessen Versuchungen eT und die selinen nicht gewachsen se1n
möchten. Wir werden keine wahre Religionsfreiheit haben, wenn irgend-
eiıne Religionspartei In Verbindung miıt dem Staate bleibt und der Staat
sich Religion kümmert.«+44 Und weiter:»>Gelobt se1 Gott, da{s die bür-
gerliche Emanzıpation und völlige Gleichstellung aller Religionen her-
beigekommen ist! Wer aber Christ se1n will, lasse ab VO  - allen
menschlichen Satzungen, Formen un Vorwänden und kehre zurück
ZUuU ursprünglichen Christentum, UB Christentum ohne Ehre und S1n-

Im Rückblick auf die Entstehung der WRWV schreibt Campenhausen, Staatskir-
chenrecht, » Die Verfassung schritt nicht einer radikalen Irennung, die die Kirchen
auf die Ebene Cl€S Privatrechts herabgedrückt hätte I« Link, Zusammenarbeit, 360
»Deutschland verzichtete darauf] die Kirchen In das Privatrecht abzudrängen,
S1Ee 1 staatlichen Recht Vereinen herabzustufen.«

Köbner, Manitest des freien Urchristentums das deutsche Volk, 18548, zıitiert
nach Mahler, Theologie und Menschenrechte. Baptismus und Menschenrechte Ju-
gendseminar des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden Hg.] Jugendseminar
Impulse, eft 5 Hamburg o]l Fın eil des /itats findet sich uch bei Brandt, Vom
Bekenntnis der Baptiısten, 1n Balders Hg.) Fın Herr, 175-232, 226
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fußreiches Ansehen aber mi1t (Geist und Wahrkheit, wiedergebore-
191  —; Gliedern und lebendigen Gemeinden, Herrlichkeit und Schmach
Jesu Christi.«*
1882 schreibt Köbner 1ın »Staat und Kirche, verbunden oder getrennt?«:
» Der Abstand zwischen dem Wesen des einen und des andern 1st
groß, wI1e der zwischen Himmel und Erde «46 Und » Die Kirche Christi
darf den Staat niıcht ihrem Vater machen, ohne sich (Gottes Wort
schwer versündigen.« Nicht eın Staatskirchentum mache tromm, SO11-
dern »die völligste Unabhängigkeit des Christentums und selner nstitu-
t1ionen VO Staat« sSe1 der Weg, »das olk geistlich heben«. 4
Ca 1912 als es einer Revision des Glaubensbekenntnisses der eut-
schen Baptısten kommt, schreibt Herrmann: »Baptisten treten eın
für die Irennung der Kirche VO Staate. Der Staat 1st eıne politische, die
Kirche eıne geistliche Einrichtung, die nichts miteinander gemeın haben
Die Vereinigung VO  — Kirche und Staat 1st dem Neuen Testament DE
gCcn und immer miı1t Nachteil entweder für den einen oder den anderen
Teil verbunden.«48
Altred Scheve formuliert 1924 urz und knapp: » Wır Baptisten TeNNenNn
gründlich Staat und Kirche «49
Paul Schmidt schreibt 1930 1ın » Die Stellung der Gemeinde ZU Staats-
leben der Gegenwart« zr Staat-Kirche-Beziehung: » Es 1st völlig
möglich, diese beiden Größen verkuppeln und vereınen. Wer CS

versucht, CT beiden Unrecht und kann LLUT Mißertolg erzielen. Der Be-
griff des Staatskirchentums MUu deshalb verwiırren und annn zuletzt
1Ur den Bedürfnissen des Staates entsprechen, niemals aber denen der
Gemeinde . «0
Im Glaubensbekenntnis des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Geme1lin-
den, Körperschaft des öffentlichen Rechts, VO  — 1944 heiflßt CS dann J6
doch » Wir eisten dem Oberhaupt des Staates den Treueeid.«>!
Abgesehen VO  3 diesem etzten »Ausrutscher«, den ich 1er nicht welter
diskutieren möchte, aber doch auch nicht völlig den Tisch fallen
lassen wollte, 1st der Überblick eindeutig: ıne »völligste !] Unabhängig-
keit« } keinerlei Vorrechte werden gefordert. Weil Staat un Kirche
»nichts miteinander geme1n« haben, werden beide » gründlich etreNNT«.

Köbner, zıt nach Mahler, Theologie,
46 Zit ach Brandt, Bekenntnis, 226

A.a.OQ., AL
48 Hermann, Grundsätze der Baptısten, 1912, I/ 339, Zzit ach Brandt, Bekennt-

nıs, 2725
Scheve, Hat der Baptismus noch Existenzberechtigung?, 1924, Zzıit ach Brandt,

Bekenntnis, 2725
Schmidt, Die Stellung der Gemeinde Z Staatsleben der Gegenwart, Kassel

1930, Zzıt ach Brandt, Bekenntnis, 229
5ı Amtsblatt Nr. VO Maärz 1944, Artikel » Von den natürlichen Ordnungen«[!],

zıt ach Brandt, Bekenntnis, 188
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Wenn INnan, Was ich leider nicht habe, einen Blick auf die Brüder-
bewegung werten würde, dürfte ıIn dieser Hinsicht eın ähnliches,
WenNnn nicht dasselbe Ergebnis sein.°%
Wie sieht : 1U heute aus? In der 19/7/ formulierten »Rechenschaft
VO Glauben« RvG) heilt »Gesellschaftliche und staatliche Ord-
HNUNs darf nicht verwechselt und vermischt werden miıt dem Reich (30f“-
tes und der Gemeinde Jesu Christi und ann diese nıiemals
Darum treten WIT eın für die Irennung VON Staat und Kirche.«° Be1 der
kürzlich erfolgten Revision g1ng es5 lediglich die Aussagen UT Tau-
fo 54 In bezug auf andere Punkte, auch auf diesen, sah bzw. sieht iINnan
offensichtlich keinen Korrekturbedarf. S0 heiflst ec5 denn auch In der
Selbstdarstellung des Bundes VO  z 19972 der Überschrift: »In der
Welt nicht VO  - der Welt« » Wır treten nachdrücklich für die Irennung
VO  - Kirche und Staat ein I diese Forderung erheben WIT aufgrund der bi-
blischen Aussagen ber das Wesen der Gemeinde. S1ie annn ihre Her-
kunft, ihrer Lebensweise, ihr Ziel nicht aus innerweltlichen Bezügen und
Schemata ableiten. Im Lautfe der Geschichte hat es freilich iImmer wieder
Versuche der Anpassung, der Einflußnahme, der Machtausübung BeSC*-
ben, die der Kirche jedoch niemals bekommen sind Die Stärke der frei-
kirchlichen Position liegt ın der Unabhängigkeit VO Staat und den poli-
tischen Machthabern, da die Gemeinde sich weder VO den Iiınanzen
och VOo Wohlwollen der jeweiligen kegierungen abhängig wei($ Es
gibt keine Gesellschaftsformen oder Wirtschafttsordnungen, die dem
Evangelium völlig entsprechen und miıt denen die Gemeinde deswegen
eın uneingeschränktes Bündnis eingehen dürfte.«> Weil »Machthaber
und Ordnungen dieser Welt«>6 In ihre Schranken verwılesen werden,

» Im Sinne der Lehre Darbys [forderte]« Heinric) Christian Weerth 154/ VOoO PICU-
ischen König »die Unabhängigkeit der Christen VonNn Keglerung und Kirchenbehörden«.

Jordy, Die Brüderbewegung In Deutschland, Bd Das Jahrhundert. Englische Ur-
sprunge und Entwicklung In Deutschland, Wuppertal uch die »Entbehrungen
und Vertfolgungen [u.a seltens der Behörden], die Brockhaus und andere Brüder auf sich
4 haben«, sprechen für ıne selbstverständliche Irennung VO  - Staat und »Kir-
che« Ö hier wohl besser » Versammlung« (EXKAÄNOLO, ekklesia), 220 102f£. Die Irennung
VO der Staatskirche geschah, weil Ian »(Gott mehr gehorchen« wollte »als den Men-
schen«: ders., Bd IDie Entwicklung se1lt 19937° Wuppertal 1986, 17853 (Kaiserreich, Wei-

Republik, Nationalsozialismus). Insgesamt scheint das Verhältnis VOoN Staat und
yekklesia« ber eın Thema SCWESCH SeIN: Da{s beide miteinander nichts tun haben
sollten, Wal wohl selbstverständlich, da{s arüber kaum finden 1sSt Vgl
Yerdem Liese, War alles Sanz anders? Anmerkungen ZUT Geschichte der Brüderbewe-
SUNs 1mM riıtten Reich 1mM Lichte NEeUEeTET Quellenfunde. Eın Forschungsbericht, 1n TEe1-
kirchenforschung (FKF) Nr. 1996) Münster 199/, 120-130

53 Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In Deutschland d.ö.R (Hg.), Ke-
chenschaft VOoO Glauben, Kassel 0J; ei 2I I8l Absatz Sätze 1-2)

Vgl aa ©:
Bauer Eisenblätter Jörgensen Hgg Der Bund Evangelisch rel-

kirchlicher Gemeinden. Eine Selbstdarstellung, Wuppertal Kassel 1992, 119
56 Ebd
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wird die Gemeinde Sar ZUu »politischen Faktor« 57, Störenfried,
Z Fremdkörper ıIn der Gesellschaft«>8.
In der Präambel der Verfassung VO  - 19972 heißt es (staatlich genehmigt):
»S1e ( die 1m Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In Deutsch-
land, Körperschaft des öffentlichen Rechts, zusammengeschlossenen (je-
meinden| vertreten die Irennung VO  a Kirche und Staat.«°?
Für die aktuelle theologische Situation möchte ich außerdem aus der 199/
erschienen Gemeindelehre®9 VO  a Weyel zıtleren. Er 1st Pastor einer Freien
evangelischen Gemeinde FeG) doch da WIT darauf hinweisen, da
BEFG und B eG aus emselben Gesangbuch sıngen und sich Ja überhaupt
eigentlich 1Ur ıIn der Tauflehre unterscheiden, denke ich, da{fß INnan selne
Aussagen auch für unseTen Bund gelten lassen annn und mMu
Unter der Überschrift » Der Dienst der Gemeinde die Gemeinde als
Diakonia«6l legt zunächst den negatıven Beigeschmack des griechi-
schen Wortes diakonia dar und ZeIST, da{s Jesus diese diakonia, den Skla-
vendienst C(un, uns vorgelebt hat.©2 Durch die Verkündigung des Heils-
willens (Giottes dient die Gemeinde dem Staat insofern, als s1e BB

Aufrichtung und Erhaltung menschlichen Rechts beiträgt. Umgekehrt 1st
der Staat der Gemeinde verpflichtet, da beide emselben Herrn
stehen ® Staatliche Macht annn sich die Gemeinde jedoch nicht ane1g-
nen,°* sondern »Gemeinde und Staat |sind] grundsätzlich In ihrem We-
sen und ihrer Gestalt unterscheiden« ©> Insgesamt bewertet Weyel die
Beziehungen VO  ; Staat und Kirche DOSITIV. ber auch 1sSt der Auffas-
>Uungs, da{ß »die Irennung zwischen Gemeinde un Staat | beiden Se1-
ten die größte Möglichkeit [gewährleistet], ihrem spezitischen Auftrag
nachzukommen und treu leiben. Wo die Grenzlinie zwischen Staat
und Gemeinde verwischt und beseitigt wird, kommt 6s den
seligen Erfahrungen, mıiı1ıt denen die Geschichte randvoall gefüllt 1st Idie
Gemeinde verkommt dann UT Staatskirche un verliert damit wesentli-
che Merkmale des neutestamentlichen Gemeindebildes «©
Wie also schon In der Vergangenheit, auch heute: Dem Staat wird
eiıne grundsätzlich posıtıve Rolle zugeschrieben für die Vergangenheit
habe ich darauf verzichtet, dieses aufzuzeigen). Dennoch trıtt INa  s

Ebd
55 Ebd

Präambel Abs 3/ Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In Deutschland
K öR: Hg:) Verfassung. 50 uch schon die West-Verfassung VO  5 19/4 Geldbach, Te1-
kirchen, 189

60 Weyel, S50 stell ich MIr Gemeinde VOTLT, Kennzeichen der Gemeinde Jesu Christi,
Biblische Strukturen und modernes rofil, Gießen Basel 1997

61 A.a.Oi, 181
62 AO., 181-154
63 A\a.O,, 216
64 Ebd
65 A@.O.; FÜ

Aal,; 224
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»nachdrücklich für die Irennung VO  a Staat und Kirche« e1n, die »(Grenz-
inie« darf nicht »verwischt und beseitigt« werden.
S50 welıt, gut Jle Aussagen, Lehren, Bekenntnisse BLC;; auch WenNnn s1e
wIe ıIn diesem Fall ohne Widerspruch dastehen, sind jedoch nichts wert,
wWenn s1e mıiıt den Aussagen der Heiligen Schrift nicht ın Einklang
bringen sind och ann »die ‚Rechenschaft VO Glauben: | uns heute
den I enst tun, da sS1e uns aus theologischer und geistlicher Anspruchs-
losigkeit herausruft. Die Beschäftigung miı1ıt diesem ext annn uns dazu
provozıleren, da WITr unls miıt dem Status qUO ın den Gemeinden [und
dem Bund, Verf.] eben nicht abfinden, sondern LEU das Leben der
Gottesherrschaft ıIn selner Fülle w1e In selner Eindeutigkeit 1E
schreibt Brandt.®” Und 1n der Präambel der Verfassung des Bundes
Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden ın Deutschland, Körperschaft des
öffentlichen Rechts, heißt es5 (staatlich genehmigt) ber die RvG » Als
sammenfassende Auslegungen der Heiligen Schrift werden diese lexte
durch die Heilige Schrift selhbst begründet und begrenzt.«®®
Welche Bibelstellen werden 9888 VO  - der RvG als Beleg für die Irennung
VO  D Staat und Kirche herangezogen? Zum einen eitr » Wır Wal-

ten aber auf einen Himmel und eine CU® Erde, ach selner Ver-
heißung, ın denen Gerechtigkeit wohnt.« Zum anderen Offtbh 13 die
Visıon ber die beiden Tiere und den Drachen eın Bild, das traditionell
auf den gotteslästerlichen, endzeitlichen, christenverfolgenden Staat gC-
deutet wird
Einıge andere relevante lexte für Thema sind m.E ich beanspru-
che aber keinestfalls Vollständigkeit Köm 1317 der klassische ext
ber die Beziehung des Christen AB Staat » [ ue Gutes, wIrst du Lob
VO  3 ihr der Obrigkeit) erhalten«, heißt 5 1ın Und aus der Umge-
bung dieses lextes: »Dorgt für den Leib nicht 5 da{ß ihr den Be-
gierden verfallt.« In Röm 122 heiflt es 5Stellt euch nicht der Welt
gleich«, denn »(ottes Willle 1st ! das Gute und Wohlgetällige und
Vollkommene«. » Trachtet nicht ach hohen Dingen, sondern hal-
tet euch herunter den Geringen.« Was können uns diese lexte und
Stellen A Thema / oggf der Voraussetzung, da{fß das, Was

für den einzelnen Christen gilt, auch für die Gemeinschaft der Christen,
die Gemeinde gilt?
Der Petrustext annn u1ls gelassen machen ın bezug auf außerliche
Rechtsformen: Diese Welt 1st och nicht das Endgültige. Wır sollten uns

Gedanken machen z Thema der Rechtsform, aber dabei wIlssen, da{fß

67 Brandt, Bekenntnis, 190
Präambel Abs 2/ Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In Deutschland

d.6ö.R., Heg.) Verfassung.
69 Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In Deutschland d.ö.R (Hg.) Re-

chenschaft, 1 / Randnotiz eil 2/ Absatz
Ebd
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die vollkommene Gerechtigkeit 1ler nicht erlangen 1st Nicht mi1t al-
ler Gewalt Vorläutfiges und nicht mıiıt Zähnen und Klauen Vor-
läufiges verteidigen!
och Oftb 13 sollte uns schon nachdenklich stimmen: Nicht NUT, da{ß
inan dem Leiden nicht entgehen annn 10) Wenn das (leibliche)
Wohlergehen L11UTI 1ın Verbindung mi1t dem 1er dem Staat!) möglich
1St, das geistliche jedoch MUE dieses: Dürten WIT uns dann mıiı1ıt e1-
el 1U »hinkenden Irennung«, eben eiıiner »gelockerten Fortsetzung der
Verbindung« zufrieden geben? der ga selbst darauf einlassen, und
wenn’s (zur eit!) och locker zugeht?
Aus Köm 13,1+4/ älst sich zumindest keine Verpflichtung herauslesen,
das »Lob« 7 die Anerkennung als öffentlich relevante und daher öffent-
lich-rechtliche Körperschaft anzunehmen die 1m übrigen Ja beim Staat
beantragt werden mudfs!). Mıiıt möchte ich argumentieren: Wenn
der »Leib« die außere Organisationsform sel, annn könnten die Privilegi-

der Körperschaft des öffentlichen Rechts Ja uUuNnseIieE kollektiven » Be-
gierden « sSeIN. Ist das so? Wır sollen uns nicht der Welt gleichstellen.
uch der Staat, die Kommunen, Krankenkassen, Industrie- und Han-
elskammern etcCc sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Wenn die
religiösen Körperschaften des öffentlichen Rechts auch ZULET eıt anders
angesehen sind, sind damit doch etliche Privilegien verbunden. Wie le-
ben WIT evangelisch-freikirchlichen Christen damit, da{s andere Religi-
onsgesellschatten diese Rechte nicht haben, darunter viele Freikirchen?
Es gibt In Deutschland eine kirchliche Zwei-Klassengesellschaft: die Reli-
gionsgesellschaften des öffentlichen und die des prıvaten Rechts. Wie
(ver-)halten WIT u1ls als »Erste-Klasse-Kirche« den »zweitklassigen«?
Wenn Jesus sagt »Seid klug wI1e die Schlangen und ohne Falsch wI1e die
Tauben« 10; 16 1st die Körperschaft des öffentlichen Rechts für
unNns eher eın Zeichen der Klugheit oder eın fauler Trick? Warum mahnt
Paulus: »Haltet euch nicht selbst für klug« (Röm 1216 Sicher: Ich
habe die angeführten Stellen nıicht sauber exegesiert,/* sondern lediglich
Gedanken dazu geäußert. ıne gENAUEC Untersuchung dieser und anderer
Stellen”? annn 1 Blick auf uUuNnseTe Fragestellung sicherlich Fr-
gebnisse hervorbringen.

ya Besonders für Kom und Oftb verwelse ich auf Z1EeWAS, Eine freie Kirche
1n einem freien Staat. Sozialethische Perspektiven Z politischen Verantwortung einer
Freikirche 1n der Bundesrepublik Deutschland, 1ın diesem Heft, 312-338

[< /war wollen »WIT « »Gemeinde nach dem Neuen Testament« se1n doch WenNnnln die
Heilige Schrift als ganze! ?) 1NseTe Girenze ist, MUu ann nicht uch das Ite Testament
ber Jer 29,7 hinaus berücksichtigt werden (für das ıne Irennung VON Religion und Staat
idealerweise nicht 1n Betracht kommt, da theokratisch ausgerichtet ist!)? Zur tormel-
haften »Gemeinde-nach-dem-Neuen-Testament«-Wendung vgl Lütz, Ist die Selbstbe-
zeichnung »Gemeinde ach dem Neuen lTestament« eın 1nwels auf den reformatorischen
Charakter der deutschen Baptistengemeinden? Dargestellt Taufdiskussionen Jungeren
Datums, ıIn Freikirchenforschung (FKF) Nr. 10-33, bes.
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Nun och einmal einer Bekenntnisschrift, dem Augsburgischen Be-
kenntnis. Dessen Art annn VO  — ohl allen evangelischen Kirchen,
auch den Freikirchen, problemlos bejaht werden. Hiernach gehören
den Kennzeichen der wahren Kirche »MUr« die reine Predigt des Evange-liums und die rechte Verwaltung der Sakramente. Die außere Rechts-
form scheint nicht AU Wesentlichen gehören. Mag uns 1es einer-
se1lts beruhigen, entläßt es5 uns andererseits doch nicht aus der Verant-
wortung, ber überkommene Verhältnisse nachzudenken un gegebe-nenfalls auch Konsequenzen ziehen.

Verhältnis 00 rechtlicher Sıtuation un theologischer Lehre
zueinander

Miır scheint das Verhältnis VO  - Rechtssituation und Anspruch nicht ganz
unproblematisch seINn. Mit glasklaren Worten wurde und wird VO  -

baptistischer bzw. evangelisch-freikirchlicher Seite die Irennung VO  -
Staat und Kirche propagılert. Dennoch haben sich Baptisten und der Bund
Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden ın Deutschland— wI1e andere Frei-
kirchen auch des öffentlich-rechtlichen Körperschaftsstatus be-
dient, wenn s1e ih erlangen konnten. Ich möchte nicht ber die SOge-
nannten » Väter« urteilen für s1e mochte dieser einfach eine Art »Kon-
ZeSS10ON « se1n, eın gewlsser Schutz und ndlich Ruhe für die als eigentlich
angesehene Aufgabe, die 1SS10N. Heute hält Ina  —$ dem Privileg, das
INan hat, fest, 1mM Fahrwasser der Großkirchen. Dies ware vielleicht nicht

problematisch, 6S nicht vergleichsweise unreflektiert passıeren
würde. Hat das, abgesehen on allen rechtlichen Vorteilen, vielleicht auch
darin einen Grund, da{f INa  — 10 annn » Wır sind keine Sekte WIT
sind Körperschaft des öffentlichen Rechts WI1Ie die Landeskirchen! «Q Wenn
dem S0 ware, ware es eiıne äußerst problematische Argumentation: Der Öf-
tentlich-rechtliche Körperschaftsstatus beweist 1n dieser Hinsicht nichts.
uch Mormonen un Neuapostolische Kirche sind Körperschaften des Öf-
tentlichen Rechts, selbst die den Staat verdammenden Zeugen ehovas
wollen dies werden ”® Übrigens haben CS die Großkirchen nicht not1ıg, auf
jeder Veröffentlichung nd jedem Briefbogen hervorzuheben, da{fß s1e
Körperschaft des öffentlichen Rechts sind!
Meinen Ausführungen konnte sicher entnehmen, da{s ich aus Jur1-stischen Gründen, weil eben immer noch eın est a Bindung an den
Staat vorhanden 1st un damit die Trennungslinie zwischen Staat und
Kirche nicht klar, sondern verwischt ıst, der derzeitigen Rechtssituation

Jedoch abgelehnt VOIN Bundesverwaltungsgericht. Link, Zusammenarbeit, 362 ach
ders., Zeugen, 1/ 1st Verfassungsbeschwerde hiergegen eingelegt. Lüder-Solte, UOrganisa-tionsstruktur, 429, vermutert wohl nicht (B Unrecht, da{s der »Prestigeaspekt« neben der
Rechtsfähigkeit eine wichtige Rolle spielt.
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eher skeptisch gegenüber stehe. Ziehe ich theologische Aussagen hinzu,
7 B VOoO  a} Köbner oder aus der Rechenschaft VO Glauben, wird meın ms
behagen nicht wen1ger, NUu meln Erstaunen ber die vortindliche S1itua-
tıon größer. Und werfe ich last, but NnOot least einen Blick In die Bibel,
gENAUECT.: 1Ns Neue JTestament, frage ich mich sehr ernsthaft ach der
Stimmigkeit der Rechtstorm der Körperschaft des öffentlichen Rechts
für eine christliche Kirche. Zumal, wenn s1e die Schrift ZUT alleinigen
Norm erhebt.
Fs wird, meılne ich, Zeıt, die Reste des »unselige[n] Erbe[s Konstan-
t1ns liquidieren«/*, die auch 1Ns Freikirchentum Einzug gehalten ha-
ben Die Täuter, auf die WITr uns inhaltlich beziehen, erlitten für
ihre Überzeugungen, die Irennung VO  3 Kirche un: Staat; den Maär-
tyrertod. Sind WIT bereit, für uUunNnseTeE (richtigen!) Überzeugungen eım
nächsten Gemeindehausneubau nicht mehr Anspruch auf Gebührenbe-
freiung haben?

“ E El a Da A i

D a c W a a Yr z F

och einmal einen Schritt zurück: Vorausgesetzt, ber diese Problematik
1st ın ein1ger eıt gründlich In uNnseTeTr Freikirche (und darüber hinaus
nachgedacht worden, un INa  — hat einem einmütıgen Ergebnis gefun-
den, dann sind folgende Konstellationen denkbar:

a) Der Körperschaftsstatus 1st mıiıt dem, Was die Heilige Schrift ber die
Gestalt der Gemeinde lehrt, vereinbar. Welche Konsequenzen könnten
SeZOHCN werden?
Finmal kann IMNa  ’ alles lassen, wI1e 65 ıst Rechtlich 1st es ZUX eıt Ja
tatsächlich recht angenehm für uns
Zum anderen sollte {a  . dann aber auch einmal ernsthaft darüber ach-
denken, ob nicht auch für uns eın Staatskirchenverträge miıt den Bun-
desländern ın rage kommen. Das darf nicht heißen, die großskirchlichen
Verträge abzuschreiben, sondern mi1t einer spezifisch reikirchlichen
Sichtweise die Religionsfreiheit für u und, sOwelt 1ın diesem Rahmen
möglich, auch für andere abzusichern,”® ebenso die Irennung On Kirche
und Staat und anderes Wichtiges, und schon allein aufgrund des Ver-
tragsabschlusses die Parıtät zwischen den Kirchen mit dem Status einer
Körperschaft des öffentlichen Rechts herauszustellen. [hese Mitgestal-

des Staats mmM Staatskirchenrecht ware zumindest auch durch die
Rechenschaft Glauben gedeckt, in der ©esS heißt, da{s Christen bereit
seıen, die Ordnungen dieser Welt menschenwürdig mitzugestalten./®
Mancher Staatskirchenrechtler G  (die Ja melstens Kirchenrechtlicher der

Brunner, Wahrheit <15 Begegnung, Berlin 1938, 143, 1 Kontext der Forderung
nac einer Kirche der Bekennenden.

75 als gemeınsame Willensbekundung.
76 Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In Deutschland d.ö.R (Hg.), Ke-

chenschaft, 13t eil 2I Absatz Satz 3I unter Berufung auf 11im 2,1ff (Randnotiz,
a.a.O0,, 14)
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Großkirchen sind!) könnte einen solchen Vertragsabschlufs gut gebrau-
chen Den Anfang sollte INnan 1mM gegebenen Fall ort machen, 5

lativ viele evangelisch-freikirchliche Christen gibt bzw. evangelisch-frei-
kirchliche Einrichtungen (Diakonie Efe.); also 7 B Hamburg oder Berlin.
Soziales ngagement, das auffällt, un überhaupt Präsenz dürften ent-

sprechende Verhandlungen erleichtern /7 och bevor sich jJetzt jemand
übereifrig iın die Vorbereitungen sturzt, 167 auch die folgende Möglich-
elt bedenken:

b) Der Körperschaftsstatus i1st mıiıt em, Was die Heilige Schrift ber die
Gestalt der Gemeinde lehrt, nicht vereinbar. Welche Konsequenzen
könnten SCZOSCH werden? Dann muÄ{s INan auch konsequent se1in und
den Staat selne letzte Genehmigung geben lassen: Da{s der verliehene
Körperschaftstatus zurückgegeben wird Damıiıt 1st natürlich nicht g-
meı1nt, den Bund oder einzelne Gemeinden aufzulösen, sondern die
Rechtsform ändern.
Helfen ann eın Blick auf die Gewerkschaften: Diese sind eben der
Unabhängigkeit VO Staat willen rechtlich schlichte Vereine, die nicht
einmal als e V. e1ım Amtsgericht eingetragen sind Ihr politischer und
gesellschaftlicher Einflufs hängt davon jedoch keineswegs ab, AB i1st VO  -

Mitgliederzahl und anderen Umständen abhängig./®
Vielleicht annn der Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden In
Deutschland, Körperschaft des öffentlichen Rechts, 1ler auch aus dem
Erbe der Brüder schöpten, die VO  a ihren Anfängen her Ja keine außere
Organisationsform praktizierten und damit 1im » Dritten Reich« tatsäch-
ich ZU Fremdkörper In der Gesellschaft geworden sind un verboten
wurden. Schaffen WIT einen » Verzicht auf alle Sicherungen«”??

Schluf
Was wünsche ich miır? Vor allem, da{fß WIT ber die eben behandelten Fel-
der gründlich nachdenken un den Status einer Körperschaft des öffentli-
chen Rechts nicht mehr als gottgegeben hinnehmen. J )as 1St er wirklich
nıcht. Entweder i1st er uns als Kirche gemäfls, annn bietet A Gestaltungs-

uch Brandenburg ware eın wichtiger Vertragspartner, da sich der orößte el der
Aus- und Weiterbildungseinrichtungen Jetzt dort efinden. Deren Freiheit 1st sichern.
uch Hessen 1st als Sitzland des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutsch-
and, Körperschaft des öffentlichen Rechts, eın wichtiger potentieller Vertragspartner.

78 Hesse, Art Staat, sieht selbst für die S08 » Volks«-Kirchen den öffentlich-
rechtlichen Körperschaftsstatus nıiıcht mehr als unbedingt notwendig d sSOWeIlt öf-
fentliche Wirksamkeit geht.

50 fafst Scholder, Eugen10 Pacelli, 109, Barth, Die Not der evangelischen Kirche,
ın Kupisch Hg.) Der Götze wackelt. Zeitkritische Auftsätze und Briete VON 1930 bis
1960, Berlin 1961 33-672
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spielraum, den WIT bisher sträflich vernachlässigt haben, oder ecI 1st uns

als Kirche nıcht gemäls. Dann sollten WIT auch Neues suchen und
1im Vertrauen auf Jesus Christus, den Herrn der Gemeinde.

Gesellschaftlich wird der öffentlich-rechtliche Körperschaftsstatus lan-
SC unangetastet bleiben, wI1e die Grofßkirchen annäherungsweise
» Volks«-Kirchen sind und oder auf die Kirchensteuer nicht verzichtet
wird Darüber mache ich MIr keine Ilusionen. Der bisherige, den
Großkirchen ausgerichtete Status qUO entbindet uns jedoch nicht davon,
uns uUuNnseTe eigenen Gedanken machen. Darum sollten freikirchliche
Theologen und Juristen sich miı1t der aterle beschäftigen und ın die
Diskussion einmischen, nıicht zuletzt auch durch Veröffentlichungen.
Unsere Theologie, die evangelische 1Im allgemeinen WI1Ie die freikirchliche
1mM besonderen, SOWIeEe Staatskirchenrecht können auf diesem (j6-
Jet je] frischen Wind Vertragen.
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